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VERORDNUNGSBLATT
DER (Markt/Stadt) GEMEINDE …
Jahrgang 20..	Ausgegeben am x. Monat xxxx	www.ris.bka.gv.at
Nr. … Verordnung:  	Aufwandsentschädigungsverordnung für Gemeindemandatare



[bookmark: _Hlk161139648]Verordnung
des Gemeinderats der (Stadt/Markt) Gemeinde … betreffend Festsetzung einer Aufwandsentschädigung für Mitglieder des Gemeindevorstands (Stadtrats)/* einer erhöhten Aufwandsentschädigung für Vizebürgermeisterinnen bzw. Vizebürgermeister*
Auf Grund § 34 Abs. 3 Oö. Gemeindeordnung 1990, LGBl. Nr. 91/1990, in der Fassung des Landesgesetzes LGBl. Nr. 64/2025, wird verordnet: 

§ 1
Anspruchsberechtigte
(1) Für die Besorgung wichtiger Aufgaben wird für Mitglieder des Gemeindevorstands (Stadtrats) eine Aufwandsentschädigung festgesetzt.*
(2) Für die Besorgung wichtiger Aufgaben wird für Vizebürgermeisterinnen bzw. Vizebürgermeister eine erhöhte Aufwandsentschädigung festgesetzt.*
(3) Ausgenommen vom Bezug einer Aufwandsentschädigung gemäß Abs. 1 sind Mitglieder des Gemeindevorstands (Stadtrats), die zugleich Bürgermeisterin bzw. Bürgermeister sind.

§ 2
Höhe der Aufwandsentschädigung
(1) Die Aufwandsentschädigung beträgt ...% des Bezugs der Bürgermeisterin bzw. des Bürgermeisters gemäß § 2 Abs. 1 des Oö. Gemeinde-Bezügegesetzes 1998 (Oö. Gem-BezG 1998), LGBl. Nr. 9/1998, in der Fassung des Landesgesetzes LGBl. Nr. 99/2025. * 
(2) Die Aufwandsentschädigung beträgt für die Vizebürgermeisterin/den Vizebürgermeister, der/dem das Referat/die Geschäftsgruppe … zugeteilt/übertragen wurde, …% des Bezugs der Bürgermeisterin bzw. des Bürgermeisters gemäß § 2 Abs. 1 Oö. Gem-BezG 1998.*
(3) Die Aufwandsentschädigung beträgt für das Mitglied des Gemeindevorstands (Stadtrats), dem das Referat/die Geschäftsgruppe … zugeteilt/übertragen wurde, ...% des Bezugs der Bürgermeisterin bzw. des Bürgermeisters gemäß § 2 Abs. 1 Oö. Gem-BezG 1998.*

§ 3
Anfall, Einstellung und Auszahlung der Aufwandsentschädigung
(1) Der Anspruch auf die Aufwandsentschädigung beginnt mit dem Tag der Angelobung, frühestens jedoch mit dem Tag der Übertragung der wichtigen Aufgaben, die die Zuerkennung einer Aufwandsentschädigung rechtfertigen, und endet mit dem Tag des Ausscheidens aus der Funktion bzw. dem Tag des Wegfalls der Übertragung. Beginnt bzw. endet die Funktion nicht mit einem Monatsersten, ist die Aufwandsentschädigung tageweise abzurechnen.
(2) Scheidet ein Mitglied des Gemeindevorstands (Stadtrats) / die Vizebürgermeisterin bzw. der Vizebürgermeister* durch Tod aus dieser Funktion aus, gebührt die Aufwandsentschädigung bis zum Ende des betreffenden Monats.
(3) Der Anspruch auf die Aufwandsentschädigung ruht, wenn das Mitglied des Gemeindevorstands (Stadtrats) / die Vizebürgermeisterin bzw. der Vizebürgermeister* diese Funktion durch einen Zeitraum von mehr als drei Monaten, im Krankheitsfall durch einen Zeitraum von mehr als einem Jahr, nicht ausübt. Das Ruhen des Anspruchs wird mit dem auf die Vollendung des jeweiligen Zeitraums folgenden Monatsersten wirksam und endet mit dem Ablauf des Monats, der der Wiederaufnahme der Funktionsausübung vorangeht. Während des Bezugs der Aufwandsentschädigung für die Vertretung der Bürgermeisterin bzw. des Bürgermeisters gemäß § 34 Abs. 6 Oö. GemO 1990 ruht die der Vizebürgermeisterin bzw. dem Vizebürgermeister gebührende Aufwandsentschädigung. *
(4) Soweit nichts anderes bestimmt ist, sind die §§ 6, 7, 13a und § 13b Oö. Landes-Gehaltsgesetz, LGBl. Nr. 8/1956, in der Fassung des Landesgesetzes LGBl. Nr. 79/2024, sinngemäß anzuwenden.

§ 4
Inkrafttreten
(1) Die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung beginnt mit dem Ersten jenes Monats, der dem Ablauf des Tages ihrer Kundmachung im Verordnungsblatt der (Stadt/Markt) Gemeinde … folgt.
(2)	Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Aufwandsentschädigungsverordnung VBl. Nr. x/xxxx außer Kraft.
	
Anm.: Wenn diese bisher geltende Aufwandsentschädigungsverordnung aber vor dem 1.7.2025 beschlossen wurde (und noch nicht im RIS kundgemacht wurde), sollte die Formulierung lauten:
(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Aufwandsentschädigungsverordnung, beschlossen in der Sitzung des Gemeinderats am x. Monat xxxx, außer Kraft.


	
Die Bürgermeisterin/ der Bürgermeister:

	N. N.





*Nichtzutreffendes streichen


	Bildmarke
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Hinweis: Dieses Schriftsatzmuster dient als Orientierung für die formalen Anforderungen und Kriterien. Der in den einzelnen Paragrafen wiedergegebene Inhalt der Verordnung stellt lediglich ein Muster dar und erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit oder Rechtsverbindlichkeit. Die erläuternden Bemerkungen sowie Platzhalter (zB. *, Monat, xxx, …, N.N., „Nichtzutreffendes streichen“) sind nicht Teil der Verordnung und vor Kundmachung anzupassen bzw. zu entfernen. 
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